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Gesetz
zur einmaligen Gewährung einer 

Corona-Sonderzahlung im Jahr 2022 und zur 
Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Vom 7. Februar 2022

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Gesetz zur einmaligen Gewährung einer 

Corona-Sonderzahlung im Jahr 2022 
(Corona-SZG 2022)

§ 1
Zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die  

COVID-19-Pandemie im Jahr 2021 wird den beamteten Dienstkräf-
ten, beamteten Dienstkräften auf Widerruf sowie Richterinnen und 
Richtern eine einmalige Sonderzahlung gewährt. Die Sonderzah-
lung wird nur gewährt, wenn
1.	 das Dienstverhältnis am 29. November 2021 bestanden hat und
2.	 mindestens an einem Tag zwischen dem 1. Januar 2021 und dem 

29. November 2021 ein Anspruch auf Dienstbezüge oder An-
wärterbezüge bestand.

§ 2
Die Höhe der Sonderzahlung beträgt für die beamteten Dienst-

kräfte sowie Richterinnen und Richter 1 300 Euro, für die beamteten 
Dienstkräfte auf Widerruf 650 Euro. § 6 Absatz 1 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin nach Artikel III 
§ 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), das 
zuletzt durch Artikel  6 des Gesetzes vom 14. September 2021 
(GVBl. S. 1039) geändert worden ist, gilt entsprechend.

§ 3
Die Sonderzahlung wird jeder berechtigten Person nur einmal ge-

währt; ihr steht eine entsprechende Leistung aus einem anderen 
Rechtsverhältnis im öffentlichen Dienst des Bundes oder der Länder 
gleich. Leistungsprämien und Leistungszulagen nach §  42a des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin in 
Verbindung mit der Leistungsprämien- und -zulagenverordnung 
vom 17. Juli 2001 (GVBl. S. 290), die durch Artikel 4 § 1 des Geset-
zes vom 17. Dezember 2020 (GVBl. S. 1479) geändert worden ist, 
die für herausragende besondere Leistungen im Zusammenhang mit 
der Bewältigung der Corona-Pandemie gewährt worden sind, wer-
den bei der Höhe der nach den §§ 1 und 2 zu gewährenden Sonder-
zahlung nicht angerechnet.

§ 4
Die Sonderzahlung bleibt bei der Berechnung der Zuschläge nach 

§ 6b des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für 
Berlin und bei sonstigen Bezügen unberücksichtigt.

§ 5
Eine Sonderzahlung gemäß § 1 Satz 1 wird auch

1.	 Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendaren,
2.	 Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärtern, die eine Unter-

haltsbeihilfe erhalten und
3.	 Teilnehmerinnen und Teilnehmern an dem schulpraktischen 

Teil eines Anpassungslehrgangs gemäß § 5 des Lehrkräftequali-
fikationsfeststellungsgesetzes Berlin in der Fassung vom 20. Mai 
2016 (GVBl. S.  838), das durch Artikel  2 des Gesetzes vom  
17. Mai 2021 (GVBl. S. 503) geändert worden ist, die ein Unter-
haltsgeld erhalten,

gewährt. Sie beträgt 650 Euro. § 1 Satz 2 sowie die §§ 2 bis 4 finden 
entsprechende Anwendung.

Artikel 2 
Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz vom 21. Juni 2011 (GVBl. 
S.  266), das zuletzt durch Artikel  7 des Gesetzes vom 9. Februar 
2021 (GVBl. S. 146) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 108b wie folgt ge-

fasst:
„§ 108b 	�Befristete Ausnahme für nach § 3 Nummer 11a des Ein-

kommensteuergesetzes steuerfreie Leistungen“
2.	 § 108b wird wie folgt gefasst:

„§ 108b 
Befristete Ausnahme für nach § 3 Nummer 11a des 
Einkommensteuergesetzes steuerfreie Leistungen

In der Zeit vom 1. März 2020 bis zum 31. März 2022 gewähr-
te Leistungen, die nach § 3 Nummer 11a des Einkommensteuer-
gesetzes steuerfrei sind, gelten bis zu einem Betrag von 1 500 
Euro nicht als Einkünfte oder Erwerbseinkommen.“
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Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. Februar 2021

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y
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